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Vorwort
Die ersten drei Auflagen unseres „Grundkurses Öffentliches
Recht“ wurden ausweislich der anhaltend positiven
Rückmeldungen gerade aus dem Kreise der Studierenden
durchweg wohlwollend aufgenommen. Sehr gerne legen wir
daher eine nunmehr dritte Aktualisierung des vorliegenden
Bandes zu den Staatsgrundlagen und zum
Staatsorganisationsrecht vor, die in Anbetracht der seit
2019 ergangenen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts sowie der teils erheblichen
Rechtsänderungen geboten erscheint. Hervorzuheben sind
insbesondere etwa die Entscheidungen des Gerichts zum
Verhältnis von nationalem Recht und Unionsrecht (Recht auf
Vergessen I und II, PSPP), zum Klimaschutzgesetz sowie zum
Recht auf Chancengleichheit der Parteien. Aber auch die
zwischenzeitlich erfolgten Rechtsänderungen, zumal im
Wahlrecht, bedurften einer sorgfältigen Einarbeitung. Dabei
haben wir freilich darauf geachtet, die Ausführungen – ganz
im Sinne des Leitsatzes der Studienbücher des Verlages
(„Jura auf den Punkt gebracht“) – weiterhin sehr schlank zu
halten, um den Studierenden in den Anfangssemestern,
aber auch den Examenskandidaten klare Linien aufzuzeigen.
Wer an der einen oder anderen Stelle zur Vertiefung gerne
einen Blick in ein ausführlicheres Lehrbuch werfen möchte,
dem/der sei das Werk von Christoph Degenhart zum
Staatsorganisationsrecht wärmstens empfohlen, das in der
Schwerpunkte-Reihe des Verlags C.F. Müller erscheint. Zu
danken haben wir insbesondere Elissa Tschachler, LL.M.
(WU), die sehr wertvolle Vorarbeiten mit Blick auf die
Aktualisierung der Nachweise geleistet hat.
 



München/Wien, im Juli 2022
Hans-Jürgen Papier

Christoph Krönke



Vorwort zur ersten Auflage
Der auf zwei Teilbände angelegte „Grundkurs Öffentliches
Recht“ geht auf die vorlesungsbegleitenden Materialien zu
der gleichnamigen, auf je zwei Semester verteilten
Lehrveranstaltung zurück, die die Autoren an der Ludwig-
Maximilians-Universität München seit dem Sommersemester
2010 fortwährend angeboten beziehungsweise
unterstützend begleitet haben – der Autor Papier als
Veranstalter, der Autor Krönke als sein wissenschaftlicher
Mitarbeiter. Der anhaltende rege Zuspruch, den die
Materialien von Seiten der Studierenden erfahren haben,
hat die Verfasser dazu veranlasst, den „Grundkurs
Öffentliches Recht“ trotz der bekanntlich bestehenden Fülle
des Angebots an verfassungsrechtlichen Lehr- und
Studienbüchern zu veröffentlichen. Obwohl dazu eine
umfassende Neubearbeitung der Lehrmaterialien
erforderlich gewesen ist, wird an deren Konzeption
prinzipiell festgehalten.
Zu danken ist daher in erster Linie den Teilnehmern der
Grundkurse selbst, die durch ihr Interesse an den
behandelten Themen und ihre wertvollen, teils auch
kritischen Anmerkungen zu den vorlesungsbegleitenden
Materialien wichtige Beiträge zu deren steter Verbesserung
und Überarbeitung geleistet haben. Dank gilt vor allem aber
Frau  Corinna Aschenbrenner, Herrn Roman Kaiser, Frau
Veronika Kufner, Herrn Lukas Muffler sowie Frau Sophie
Sallaberger, die das fertige Manuskript eingehend und
sorgfältig durchgesehen haben.
 
München, im Juli 2012



Hans-Jürgen Papier
Christoph Krönke
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